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Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Pflege und Gleichstellung 
 
 
 
 
 
 
Herrn Abgeordneten Thomas Seerig (FDP) 

über 

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 
 
 
A n t w o r t  
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/21271  
vom 15. Oktober 2019 
über Gesundheits-Datennetz 
_______________________________________________________________________ 
 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
      
 

1. Wie viele Arzt- und Zahnarztpraxen in Berlin sind derzeit noch nicht an das seit 01. Juli 2019 vorge-
schriebene sichere Datennetz des Gesundheitswesens angeschlossen und liegt diese Quote über oder un-
ter dem Bundesschnitt von 25% Verweigerern? 

 
Zu 1.: 
 
Von den 6.337 in Berlin tätigen Vertragsarztpraxen verfügen nach Angaben der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Berlin  77,6% über einen Anschluss an die Telematik-Infrastruktur. 
 
Von den 1.420 nicht an die Telematik-Infrastruktur angeschlossenen Praxen hätten weite-
re 582 Praxen den Anschluss beauftragt, ohne dass bisher eine Installation vorgenommen 
worden sei. Dies werde häufig mit Logistikengpässen seitens der beauftragten Unterneh-
mer begründet. Somit hätten insgesamt 87% der Vertragsarztpraxen einen Antrag auf An-
schluss an die Telematik-Infrastruktur gestellt. 
 
Von den aktuell aktiven 2.305 Zahnartpraxen sind nach Angaben der Kassenzahnärztli-
chen Vereinigung Berlin 2.190 Praxen an die Telematik-Infrastruktur (TI) angebunden oder 
ihre Anbindung steht kurz bevor. Dies entspricht einer Quote von 94,85%. 
 
Die verbliebenen 115 Praxen könnten allerdings nicht pauschal als "Verweigerer" einge-
stuft werden: Knapp die Hälfte der Praxisinhaberinnen und Praxisinhaber dieser Praxen 
sei mindestens 64 Jahre alt. Hier sei davon auszugehen, dass nicht wenige aus dieser 
Gruppe die Aufwände zur Anbindung der Praxis an die Telematik-Infrastruktur scheuten 
und eine kurzfristige Praxisaufgabe konkret ins Auge fassten. 
 
Unter Verweis auf den Telematik-Infrastruktur-Anbindungszwang hätten fünf Praxisinhaber 
konkret die Aufgabe ihrer zahnärztlichen Tätigkeit mit Datumsangaben angekündigt. 
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2. Gab es diesbezüglich in Berlin bereits Honorarkürzungen und wenn ja, wie viele? 

 
Zu 2.: 
 
Bei 1.109 Praxen hat die Kassenärztliche Vereinigung Berlin im 2. Quartal 2019 den Vor-
gaben des § 291 Absatz 2b Satz 14 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch folgend Vergü-
tungskürzungen wegen eines fehlenden Telematik-Infrastruktur-Anschlusses vorgenom-
men.  
 
Dagegen wurden von der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Berlin bisher noch keine Ho-
norarkürzungen vorgenommen, da eine valide Bewertung, welche Zahnarztpraxen die ge-
setzliche Pflicht zur Durchführung des Abgleichs der Versichertenstammdaten über die 
Telematik-Infrastruktur (VSDM) nicht erfüllen, derzeit noch nicht möglich sei. Dies liege 
darin begründet, dass die notwendigen Nachweise über die Durchführung dieses Ab-
gleichs der Kassenzahnärztlichen Vereinigung mit den quartalsweise zu übermittelnden 
Abrechnungsdaten aus den Zahnarztpraxen übermittelt würden. Relevant seien vor allem 
die Daten des dritten Abrechnungsquartals, die noch nicht vollständig vorlägen. 
 
 
3. Wenn nein, wann rechnet der Senat mit entsprechenden Kürzungen auch in Berlin? 
 
Zu 3.: 
 
Die ersten Kürzungsmaßnahmen seitens der Kassenzahnärztlichen Vereinigung sollen 
nach der finalen Auswertung der Abrechnungsdaten des dritten Quartals umgesetzt wer-
den. Dies wird nach Stellungnahme der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Berlin gegen 
Ende des vierten Quartals 2019 möglich sein. 
 
 
4. Welche Konsequenzen haben die fehlenden Anschlüsse an das Gesundheits-Datennetz für die Digitalisie-
rung des Gesundheitswesens und beispielsweise die praktische Einführung der elektronischen Gesund-
heitskarte? 

 
Zu 4.: 
 
Ohne Telematik-Infrastruktur-Anschluss können Arztpraxen kein Versicherten-
Stammdatenmanagement und keine Online-Gültigkeitsprüfung der Versichertenkarte 
durchführen. Zukünftig werden diese Praxen das Notfalldatenmanagement und den elekt-
ronischen Medikationsplan sowie alle weiteren Telematik-Infrastruktur-Anwendungen nicht 
bedienen können.  
 
Die elektronische Gesundheitskarte (eGK) wurde von den Krankenkassen unabhängig von 
der Verbreitung der Telematik-Infrastruktur-Anschlüsse bereits flächendeckend eingeführt 
und gilt bereits seit dem 01. Januar 2015 als ausschließlicher Berechtigungsnachweis für 
die Inanspruchnahme kassenärztlicher Leistungen. Auch die Ausgabe elektronischer Ge-
sundheitskarten mit kontaktloser Schnittstelle, die ab dem 01. Dezember 2019 auf Verlan-
gen des Versicherten von der jeweiligen Krankenkasse zur Verfügung zu stellen sind, 
kann unabhängig vom Anschluss einzelner Praxen an die Telematik-Infrastruktur erfolgen. 
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5. Hält der Senat das vorliegende System, dass wegen eines dann auslaufenden Sicherheitszertifikats be-
reits nach fünf Jahren ausgewechselt werden muss, für eine moderne, sichere und benutzerfreundliche Lö-
sung? 

 
Zu 5.: 
 
Das Auslaufen der in den Konnektoren fest verbauten Zertifikate [gerätespezifische 
Security Module Cart – Typ Konnektor (gSMC-K)] nach fünf Jahren ergibt sich aus den 
Vorgaben des Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI). Das BSI ist für 
die Sicherheitszertifizierung der einzelnen Konnektorenmodelle zuständig. Das BSI vergibt 
die Zertifizierungen auch aufgrund der technischen Entwicklungen lediglich begrenzt auf 
einen Zeitraum von fünf Jahren. Anhaltspunkte für die Annahme, dass dieses Vorgehen 
keine erforderliche Maßnahme zur Gewährleistung eines angemessenen Sicherheitsni-
veaus darstellt, sind nicht ersichtlich.  
 
 
 
Berlin, den 04. November 2019 
 
 

In Vertretung 

 
Martin Matz 
Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Pflege und Gleichstellung 
 


